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Der II, Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Boujong und die Richter 
Dr. Hesselberger, Röhricht, Dr. Goette und Dr. Boetticher

am 26, Februar 1996

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
des 22. Zivilsenats in Darmstadt des Oberlan­
desgerichts Frankfurt am Main vom 
25. September 1995 wird auf Kosten des Klä­
gers zurückgewiesen.

Beschwerdewerti 10.000,—  DM

Gründe:

1. Der Kläger ist Genosse der Beklagten. Er macht gel­
tend, in der Generalversammlung für das Geschäftsjahr 1993 
seien das Gesetz und das Statut der Beklagten dadurch ver­
letzt worden, daß zahlreiche seiner Fragen nicht, nicht 
vollständig oder nicht wahrheitsgemäß beantwortet worden 
seien. Er hat beantragt, die Beschlüsse der Generalversamm­
lung der Beklagten vom 3. November 1994 betreffend die Ge­
nehmigung des Jahresabschlusses (Tagesordnungspunkt 5), die 
Verwendung des Bilanzgewinns (Tagesordnungspunkt 6) und die 
Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat (Tagesordnungs­
punkt 7) für nichtig zu erklären.
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Durch Teilurteil vom 23. März 1995 hat das Landgericht 
die Klage abgewiesen, soweit sie sich gegen die Beschlüsse 
zu den Tagesordnungspunkten 6 und 7 richtet. Hiergegen hat 
der Kläger rechtzeitig Berufung eingelegt. Die Berufungsbe­
gründungsfrist ist bis 3. Juli 1995 verlängert worden. Am 
11. Juli hat der Kläger gegen die Versäumung der Berufungs­
begründungsfrist die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt und gleichzeitig die Berufung begründet. Er trägt 
vor und macht dies durch die eidesstattlichen Versicherun­
gen seines Prozeßbevollmächtigten und dessen Büroangestell­
te sowie durch das ärztliche Attest von Dr. med. F. glaub­
haft: Die Büroangestellte B. habe seinem Prozeßbevollmäch­
tigten die Handakte mit der Berufungsbegründung, für die im 
Fristenkalender Fristen bis zum 23. Juni, 30. Juni und 
3. Juli 1995 eingetragen worden seien, letztmals am 3. Juli 
1995 mit dem Vermerk "Ablauffrist" zur Unterschrift auf den 
Schreibtisch gelegt. Sein Prozeßbevollmächtigter habe je­
doch wegen erheblicher Kreislaufbeschwerden mit Konzentra­
tionsschwäche, die erstmals in dieser Form bei ihm aufge­
treten seien, die Akte übersehen und deshalb die Berufungs­
begründung am 3. Juli 1995 nicht mehr unterschrieben. Mit 
Beschluß vom 25. September 1995 hat das Berufungsgericht 
den Antrag des Klägers auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zurückgewiesen und seine Berufung als unzulässig ver­
worfen .

II. Die hiergegen eingelegte sofortige Beschwerde ist 
zulässig (§§ 519 b Abs. 2, 238 Abs. 2 Satz 1, 547, 567 
Abs. 4 Satz 2, 577 Abs. 2 ZPO), aber nicht begründet.
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1. Das Berufungsgericht hat den Wiedereinsetzungsantrag 
des Klägers ohne Rechtsfehler zurückgewiesen. Der Kläger 
war nicht ohne sein Verschulden verhindert, die bis zum 
3. Juli 1995 laufende Frist zur Begründung der Berufung 
einzuhalten. Er muß sich das Verschulden seines Prozeßbe- 
vollmächtigten zurechnen lassen (§ 85 Abs. 2 ZPO).

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofes gehört es zu den dem Prozeßbevollmächtigten ob­
liegenden Aufgaben, dafür Sorge zu tragen, daß ein fristge­
bundener Schriftsatz nicht nur rechtzeitig hergestellt 
wird, sondern auch innerhalb der Frist bei dem zuständigen 
Gericht eingeht. Zu diesem Zweck muß der Prozeßbevollmäch­
tigte nicht nur sicherstellen, daß ihm Akten von Verfahren, 
in denen Fristen laufen, rechtzeitig zur Bearbeitung vorge­
legt werden. Er muß vielmehr zusätzlich eine Ausgangskon­
trolle schaffen, durch die zuverlässig gewährleistet wird, 
daß fristwahrende Schriftsätze auch tatsächlich rechtzeitig 
hinausgehen. Da für die Ausgangskontrolle in jedem Anwalts­
büro ein Fristenkalender unabdingbar ist, muß der Rechtsan­
walt sicherstellen, daß die im Kalender vermerkten Fristen 
erst gestrichen werden, wenn die fristwahrende Maßnahme 
durchgeführt, der Schriftsatz also gefertigt und abgesandt 
oder zumindest postfertig gemacht worden ist. Schließlich 
gehört zu einer wirksamen Ausgangskontrolle auch eine An­
ordnung des Prozeßbevollmächtigten, durch die gewährleistet 
wird, daß die Erledigung der fristgebundenen Sachen am 
Abend eines jeden Arbeitstages anhand des Fristenkalenders 
von einer dazu beauftragten Bürokraft überprüft wird 
(vgl. BGH, Besohl. v. 17. Oktober 1990 - XII ZB 84/90,
BGHR ZPO § 233 - Ausgangskontrolle 1 m.w.N.).
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Eine solche Ausgangskontrolle fand nach der eidesstatt­
lichen Versicherung der Büroangestellten B. nicht statt.
Sie hat erklärt, die abends hinausgehenden Schriftstücke
hätten von ihr nicht mehr kontrolliert werden können. Viel­
mehr habe der Prozeßbevollmächtigte dies selber getan und 
sein Sozius W. habe diese Schriftsätze, soweit sie nicht 
per Fax übermittelt worden seien, nach Geschäftsschluß ge­
gen 19.00 Uhr mit zu dem Gerichtsfach nach F. genommen.

b) Dieser Vortrag vermag den Prozeßbevollmächtigten des
Klägers jedoch nicht zu entlasten. Er hat es versäumt, für 
den Fall seiner Erkrankung dafür Sorge zu tragen, daß 
fristwahrende Schriftsätze rechtzeitig die Kanzlei verlas­
sen.

Nach gefestigter Rechtsprechung hat der Prozeßbevoll­
mächtigte auch dafür Vorkehrungen zu treffen, daß im Falle 
seiner Erkrankung ein Vertreter die notwendigen Prozeßhand­
lungen vornimmt (vgl. Sen.Beschl. v. 11. März 1991 
- II ZB 1/91, VersR 1991, 1270 f. m.w.N.). Die Pflicht, für 
einen Vertreter zu sorgen, besteht jedenfalls dann, wenn es 
sich nicht um eine plötzlich auftretende, nicht vorherseh­
bare Erkrankung des Anwalts handelt, sondern wenn der Ge­
sundheitszustand derart ist, daß mit wiederholt auftreten­
den Krankheitsfolgen zu rechnen ist, die den Anwalt außer­
stande setzen, seinen Berufspflichten in dem erforderlichen 
Umfang nachkommen zu 'können (vgl. Sen.Beschl. v. 11. März 
1991 aaO m.w.N.). Eine solche plötzlich auftretende, nicht 
vorhersehbare Krankheit (vgl. dazu BGH, Beschl.' v. 10. Juli 
1970 - I ZB 2/70, VersR 1970, 29 f.; Beschl. v. 15. Februar 
1967 - VIII ZB 3/67, MDR 1967, 585; v. 6. März 1990
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- VI ZB 4/90, VersR 1990, 1026)- lag bei dem Prözeßbevoll- 
mächtigten des Klägers nicht vor. Nach, der eidesstattlichen 
Versicherung der Büroangestellten B. vom 10. Juli 1995 litt 
der Prozeßbevollmächtigte des Klägers bereits seit etwa ei­
nem halben Jahr an erheblichen Kreislaufbeschwerden, war in 
ärztlicher Behandlung und mußte auch gelegentlich seine Ar­
beit unterbrechen um. sich von Kreislaufbeschwerden zu erho­
len. Bei dieser Sachlage war es für den Prozeßbevollmäch­
tigten des Klägers vorhersehbar, daß die Kreislaufbeschwer- 
den eine Intensität annehmen konnten, die es ihm unmöglich 
machte, seiner Arbeit weiter nachzugehen. Er hatte deshalb 
die Pflicht, für einen Vertreter zu sorgen. Dieser Pflicht 
ist er nicht nachgekommen. Hierin liegt sein Verschulden.
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2. Da der Kläger aus diesen Gründen die Berufungsbe­
gründungsfrist versäumt hat, ohne daß ihm insoweit Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand gewährt werden : konnte, hat 
das Berufungsgericht seine Berufung gemäß § 519 b ZPO zu­
treffend als unzulässig verworfen.

Bouj ong Dr. Hesselberger Röhricht

Dr. Goette Dr. Boetticher


